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Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
in der Gesundheitsversorgung 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

• Artikel 168 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union  fördert die 
Komplementarität der Gesundheitsdienste in  Grenzgebieten .  Die Richtlinie über die 
Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung (2011/24/EU)  
gewährleistet die Patientenmobilität und den Zugang zu einer sicheren und hochwertigen 
Gesundheitsversorgung in der EU. 

• Im Programmplanungszeitraum 2014–2020 waren die häufigsten Themen bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit (Interreg A) in der Gesundheitsversorgung die 
Stärkung und Verbesserung der institutionellen Zusammenarbeit und die Steigerung  von 
Innovationen. Bei den einschlägigen Projekten ging es um Maßnahmen im Bereich 
Ausbildung (38 %), Behandlung und Diagnose (22 %) und Ausrüstung (17 %). Die 
Begünstigten waren in erster Linie Fachkräfte und in zweiter Linie Patienten. 

• Bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit bestehen nach wie vor Hemmnisse, die den 
Grenzübertritt und die Entwicklung auf beiden Seiten der Grenze behindern. Einige Fälle – wie 
beispielsweise die Langzeitpflege von Patienten – sind nach wie vor besonders schwierig. 

• Da der Gesundheitssektor stark reguliert ist, bedarf die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit der Unterstützung und Einbeziehung zahlreicher Partner sowie spezieller 
Formen der Multi-Actor- und Multi-Level-Governance.  

• Vermittler – wie organisierte Zonen für den grenzüberschreitenden Zugang zur 
Gesundheitsversorgung, Beobachtungsstellen für Gesundheit oder sonstige Instrumente – 
können die Abstimmung mit den lokalen und nationalen Behörden erleichtern. 

• Die aktuelle COVID-19-Krise hat  die Anfälligigkeit grenzüberschreitender Mechanismen sowie 
die strukturelle Intensität grenzüberschreitender Ströme offen gelegt. Sie hat auch 
grenzüberschreitende Solidarität und die Reaktionsfähigkeit der EU unter Beweis gestellt.  

• Die Empfehlungen dieser Studie beinhalten vereinfachte und verbreitete Informationen, eine 
gemeinsame, grenzüberschreitend verwendete Sprache für Gesundheitsdienstleister, die 
Erfassung und Erzeugung vergleichbarer Daten und die Kartierung von 
Gesundheitseinrichtungen, die Förderung einer gemeinsamen Gesundheitsversorgung sowie 
die verstärkte Einbindung von Vermittlern.  

 

Das vorliegende Dokument ist die Zusammenfassung der Studie über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit in der Gesundheitsversorgung. Die vollständige Studie ist in englischer Sprache 
unter folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/2Z9b6Ll 

https://bit.ly/2Z9b6Ll
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„Jede Person hat das Recht auf rechtzeitige, 
hochwertige und bezahlbare 
Gesundheitsvorsorge und Heilbehandlung.“ Dies 
ist einer der Grundsätze im Aktionsplan zur 
europäischen Säule sozialer Rechte 
(Europäische Kommission, 2021d). 

Mit Unterstützung durch die Kohäsionspolitik 
und insbesondere die Interreg-Programme 
wurden im Rahmen der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit in der 
Gesundheitsversorgung in den letzten 

Jahrzehnten viele nutzbringende Initiativen auf den Weg gebracht. Im Mittelpunkt dieser Initiativen 
standen gemeinsame Dienste, die Koordination der Einrichtungen oder andere Arten der 
Zusammenarbeit zwischen Gesundheitsdienstleistern. Dadurch hat sich die Qualität der 
Patientenversorgung verbessert und  Dienstleistungen sind erschwinglicher geworden. Auch die Arbeit 
der Gesundheitsdienstleister und die Lebensqualität in den Grenzgebieten hat sich verbessert, obwohl 
nach wie vor Hindernisse bei der Freizügigkeit und der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der 
Gesundheitsversorgung bestehen.  

 Ziele der Studie 

Das Hauptziel dieser Studie besteht in der Analyse der Rolle der Kohäsionspolitik bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der Gesundheitsversorgung. Es wird dargestellt, 
welche Rolle die Governance bei Projekten dieser Art spielt, und veranschaulicht, was den 
Grenzübertritt und die beiderseitige Entwicklung nach wie vor hemmt. Außerdem werden die 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und die Reaktion der EU darauf untersucht. Des Weiteren 
werden Lösungsmöglichkeiten benannt und politische Empfehlungen für die Verbesserung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der Gesundheitsversorgung ausgesprochen.  

Methodik 

Die Studie basiert auf einer Analyse der Interreg-Programme aus den letzten drei 
Programmplanungszeiträumen sowie einer ausführlichen Analyse von 135 Interreg V A-Projekten mit 
Bezug zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der Gesundheitsversorgung. Es wird auf frühere 
Erhebungen, vergleichende Studien zur grenzüberschreitenden Governance sowie institutionelle, 
akademische und graue Literatur Bezug genommen. Außerdem werden Informationen verwendet, die 
aus verschiedenen, zwischen April und September 2021 geführten Interviews mit Sachverständigen 
der EU stammen. Ferner stützt sich die Studie auf fünf Fallstudien, die fünf Partner des Transfrontier 
Euro-Institut Network (TEIN) eigens  hierfür durchgeführt haben.  

Wichtigste Ergebnisse 

Artikel 168 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union  fördert die 
Komplementarität der Gesundheitsdienste in  Grenzgebieten . In der Richtlinie über die 
Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung (2011/24/EU) werden die 
Patientenmobilität und der Zugang zu einer sicheren und hochwertigen Gesundheitsversorgung in der 
EU gewährleistet. Der Zugang zur grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung wird durch 
nationale Kontaktstellen, verschiedene Agenturen und Maßnahmen ermöglicht. Letztlich sind die EU-
Mitgliedstaaten für ihre Gesundheitspolitik und die Organisation ihrer Gesundheits- und 
Sozialversicherungssysteme jedoch selbst verantwortlich.  

Der Vergleich der Interreg-Projekte ergibt einen Anstieg der Anzahl der Projekte mit Bezug zur 
Gesundheitsversorgung  in allen Interreg-Programmen (A, B und C). Bei den aus dem Interreg V A 
Programm  finanzierten Projekten mit Bezug zur Gesundheitsversorgung sind die häufigsten Themen 
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die Stärkung oder Verbesserung der institutionellen Zusammenarbeit und die Förderung der 
Innovation, insbesondere bei Erzeugnissen, Prozessen, Systemen und in der Forschung. 
Untersuchungen zufolge sind die Begünstigten in erster Linie Fachkräfte und in zweiter Linie Patienten. 
Bei den genannten Interreg V A-Projekten ging es um hauptsächlich um Ausbildung (38 %), 
Behandlung und Diagnose (22 %) und Ausrüstung (17 %) oder um Information, Kommunikation und 
Vernetzung. 

Da der Gesundheitssektor aus Sicherheits- und Haushaltsgründen stark reguliert und sehr oft zentral 
organisiert ist, bedarf es bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit einer Partnerschaft 
zahlreicher Interessenträger und Partner sowie deren Unterstützung . Diese Interessenträger und 
Partner sind nicht nur Krankenhäuser und medizinisch-soziale Einrichtungen, sondern auch Behörden, 
Verwaltungssysteme und Versicherer. Eine minimale Koordination kann auf Vereinbarungen und 
Partnerschaften basieren, aber mit der Intensivierung der Zusammenarbeit werden zusätzliche 
Garantien erforderlich. Aus diesem Grund können spezielle Instrumente oder Vermittler eingerichtet 
werden, die als Koordinatoren und Übersetzer fungieren und mit den lokalen und nationalen Behörden 
sowie weiteren Interessenträgern in einem komplizierten Governance-Prozess verhandeln. 

Neben der Governance-Frage ist die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Hemmnissen 
behaftet, die den Grenzübertritt und die beiderseitige Entwicklung behindern. Die erste Art dieser 
Hemmnisse betrifft die Freizügigkeit, den Informationsfluss bzw. den Zugang zu Informationen, die 
Wahrnehmung der Patienten und der Gesundheitsfachkräfte, die unterschiedliche Besteuerung bzw. 
die unterschiedlichen Sozialversicherungssysteme, den Zugang zu Gesundheitsberufen und die 
Anerkennung von Qualifikationen. Die zweite Art der Hemmnisse betrifft die erforderliche Koordination 
mehrerer Akteure und Ebenen, die Notwendigkeit einer nachhaltigen und für alle Seiten 
gewinnbringenden Unterstützung und die Suche nach einer gemeinsamen Fachsprache. Einige Fälle – 
wie beispielsweise die Langzeitpflege von Patienten – sind nach wie vor besonders schwierig. 

Durch die COVID-19-Pandemie hat sich gezeigt, dass keine vergleichbaren geeigneten und 
harmonisierten Daten vorliegen und dass Grenzgänger sich ihrer Rechte kaum bewusst sind. Außerdem 
wurde deutlich, wie groß die grenzüberschreitenden Patienten- und Personalströme in der Medizin 
sind und zu welcher Solidarität die grenzüberschreitend tätigen Partner in Europa fähig sein können. 
Die EU-Investitionsinitiative (CRII) und die EU-Investitionsinitiative Plus zur Bewältigung der 
Coronavirus-Krise (CRII+) stellten zwei spezielle Maßnahmenpakete zur Bekämpfung der Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie, auch im Bereich der Gesundheitsversorgung, dar.  

Empfehlungen 

 Die Studie macht  mehrere Schlüsselempfehlungen.  

Dazu gehören: 

• Die Verbesserung und Verbreitung vereinfachter Informationen für Patienten in 
grenzüberschreitender Behandlung und grenzüberschreitend tätige Gesundheitsfachkräfte 
(mithilfe eines Patientenhandbuchs und der Einrichtung von Kontaktstellen in den 
Grenzregionen); 

• die Übernahme einer gemeinsamen, grenzüberschreitend verwendeten Sprache in den 
medizinischen Einrichtungen und zwischen alle grenzüberschreitend tätigen 
Gesundheitsdienstleistern, einschließlich Gesundheitseinrichtungen, Versicherern, 
Gesundheits- und Sozialversicherungssystemen, Verwaltungseinrichtungen und lokalen 
Behörden. Dies erfordert nicht nur die Bereitstellung von Unterlagen in mehreren Sprachen, 
sondern auch die Erläuterung und „Übersetzung“ von Abläufen, Regelungen oder 
Verfahrensweisen zur Bereitstellung grenzüberschreitender Versorgung; 

• die Entwicklung einer nachhaltigen und vergleichbaren grenzüberschreitenden Datenbank, 
die auf harmonisierten Datenerfassungsmethoden basiert, sowie die Kartierung von in 



IPOL | Fachabteilung Struktur- und Kohäsionspolitik 
 
 

4  

Grenznähe oder grenzüberschreitend tätigen Gesundheitsdienstleistern, um die jeweiligen 
Gegebenheiten stärker sichtbar zu machen und der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
in der Gesundheitsversorgung neue Möglichkeiten zu eröffnen; 

• die Verbesserung der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung durch Förderung der 
e-Medizin (mit entsprechender Ausbildung und Ausstattung) sowie eine gemeinsame 
öffentliche Gesundheitsversorgung in einem nachhaltigen, für alle Beteiligten auf beiden 
Seiten der Grenze gewinnbringenden Kontext; 

• die Einführung europäischer Standardprotokolle und regelmäßiger Treffen zur Entwicklung 
integrierter und effizienter grenzüberschreitend tätiger Notdienste; 

• die Förderung der Rolle der Vermittler (z. B. durch Organisation von Zonen für den 
grenzüberschreitenden Zugang zur Gesundheitsversorgung, europäische Verbünde für 
territoriale Zusammenarbeit, Beobachtungsstellen für Gesundheit, Netzwerke und sonstige 
Instrumente), um die Verbreitung bewährter Verfahren und die Koordination der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der Gesundheitsversorgung in Kooperation mit 
den lokalen und nationalen Behörden zu unterstützen. 

Weitere Informationen 

Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter https://bit.ly/2Z9b6Ll 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den REGI-Ausschuss: 
https://research4committees.blog/regi/ 
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